Grundzüge des Konzeptes „Solidarisches Grundeinkommen plus Bürgerversicherung“
Das Solidarische Grundeinkommen:

Jeder Einwohner Deutschlands mit rechtmäßigem Aufenthalt in der Bundesrepublik erhält ein Grundeinkommen von monatlich 520 €. Dieses sind kalkulatorisch aus 390 € Lebenshaltungskosten und 130 € persönlicher Wohnungskostenanteil zusammen-gesetzt. Wir haben also ein Grundeinkommen, welches den Ansatz von ALG II weit übersteigt.
Da nicht alle Reformen sofort umgesetzt werden können, wird zunächst von einem SGE in Höhe von mindestens 500 € und einer WKP in Höhe 300 € ausgegangen.
Die Wohnkostenpauschale (WKP):

Jede Wohnung, die mindestens 40 m² groß ist, erhält die volle Wohnkostenpauschale (kleinere bekommen nur einen Anteil, damit nicht jedes Zimmer zur „Wohnung“ erklärt wird) in Höhe von 360 €. Diese WKP kann auf Antrag natürlich auch an mehrere Personen aufgeteilt werden.
Ein-Personen-Haushalte haben damit 880 € pro Monat zur Verfügung, Mehr-Personenhaushalte profitieren von den Synergien, die eine große Wohnung mitbringt. Das SGE und die WKP werden jährlich an den Lebenshaltungskostenindex angepasst. Die hier genannten Werte beziehen sich auf 2008.
Wozu Wohnkostenpauschale?

In Deutschland gibt es etwa 40 Mio. Wohnungen. Wenn wir ein Grundeinkommen an alle 82 Mio. Einwohner zahlen wollten, von dem man auch alleine wohnen können soll, würden wir 42 Mio. mal zu viel Geld auszahlen. Diese einfach zu verwaltende Maßnahme spart jährlich etwa 180 Mrd. € und macht das Grundeinkommen für alle finanzierbar!

Bürgerversicherung
Die Kosten für die Gesundheitsvorsorge betrugen im Jahr 2008 217 Mrd. €. Diese Grundversorgung wird zukünftig steuerfinanziert im Gesamtrahmen des SGE.


Die Finanzierung des SGE auf einem Blick
Kosten- Start

	SGE für 82,22 Mio. Personen
	493,3 Mrd.€

	WKP für 40,13 Mio. Wohnungen
	144,5 Mrd.€

	Bürgerversicherung 50% von 217 Mrd.€ steuerfinanziert
	108,5 Mrd.€

	Gesamtkosten
	746,3 Mrd.€


Kosten- Ziel

	SGE für 82,22 Mio. Personen
	513,1 Mrd.€

	WKP für 40,13 Mio. Wohnungen
	173,4 Mrd.€

	Bürgerversicherung 100% steuerfinanziert
	217,0 Mrd.€

	Gesamtkosten
	903,5 Mrd.€


	Finanzbedarf  für SGE, WKP und Bürgerversicherung (50%)  
	746,3 Mrd.€



	Finanzbedarf für weitere öffentliche Ausgaben (Steuereinnahmen in Höhe von 561,2 Mrd. €, minus Kürzungen in Höhe von 197 Mrd.€)                                       
	364,2 Mrd. €


	Finanzbedarf zur Vermeidung von Neuverschuldung   
	26 Mrd. €



	Finanzbedarf GESAMT                                                              
	1.136,5 Mrd. €


	Einkommenssteuereinnahmen  
	   845,4 Mrd. €



	Indirekte Steuern *                                                                             
	    286,5 Mrd. €

	Steuereinnahmen GESAMT                                                           
	 1.131,9 Mrd. €

	Differenz Steuereinnahmen – Finanzbedarf                                       
	       -4,6 Mrd. €

	Zusätzliche Steuereinnahmen                                                             
	      20,0 Mrd. €



	GESAMT (Restbetrag)                                                                          
	      15,4 Mrd. €


Piraten und Grundeinkommen: 
Warum passt das zusammen?

Wir sehen die Piratenpartei als eine sozialliberale Bürgerrechtspartei, deren Ziel es sein muss, jedem die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit zu ermöglichen. 

Ein Grundeinkommen vereinfacht gesellschaftliches Engagement, Berufswahl gemäß Neigung und fördert Kultur, Gleichberechtigung und gerechtere Verteilung der Arbeit durch zu erwartende höhere Nutzung von Teilzeitbeschäftigung. 

Zudem festigt ein für alle Bürger garantiertes Grundeinkommen die im Grundgesetz festgeschriebenen Grund-rechte:
· Die Würde des Menschen (Artikel 1.1), 

· die freie Entfaltung der Persönlichkeit (Artikel 2.1), 

· das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Artikel 2.1), 

· die Chancengleichheit für Kinder (Artikel 6.5), 

· das Recht auf freie Berufswahl (Artikel 12.1) und 

· Schutz vor Arbeitszwang (Artikel 12.2 und 12.3).
Für die Piraten sind die Grundrechte (Art. 1-19 GG) unantastbar. Ein Staat, der seine soziale Pflicht (Art 20.1) ernst nimmt, muss die Wahrung dieser Grundrechte gewährleisten.

